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Schriftliche Anfrage

der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner AfD
vom 01.04.2020

Machetenangriff auf Biirger in Augsburg und gehdufte umgehende Einstufung
der Téter als schuldunféahig wegen psychischer Erkrankung

In den friihen Morgenstunden des 31.03.2020 wurden in Augsburg mehrere Menschen
angegriffen und zum Teil schwer verletzt. Ein 27-jahriger Tunesier, der mit einer Axt be-
waffnet war, griff im Augsburger Univiertel zunachst einen Bus an und beschadigte ihn.
Dem Busfahrer gelang die Flucht und er konnte die Polizei verstandigen. Bis zu ihrem
Eintreffen hielt der Tater eine Autofahrerin an, bedrohte sie und schlug mit der Axt auf
das Auto ein. Ein hinzukommender Anwohner wurde vom Tater mit einer zusatzlich mit-
gefiihrten Machete schwer am Kopf verletzt.

Laut Zeitungsberichten gilt der Attentater méglicherweise als nicht schuldfahig und
wurde mittlerweile in einer Psychiatrie untergebracht. Im Vergleich zu Tatern mit deut-
scher Herkunft wird — zumindest in der Berichterstattung etablierter Medien — bei Tatern
arabischer bzw. orientalischer Herkunft und muslimischen Glaubens haufiger eine psy-
chiatrisch begriindbare Schuldunfahigkeit festgestellt, nachdem diese mit Fahrzeugen,
Eisenstangen, Messern, Axten oder Macheten andere Menschen angegriffen hatten.

Ich frage die Staatsregierung:

1.1 Wie viele Angriffe auf Passanten oder Sicherheitskrafte gab es in Bayern
seit dem 01.01.2015 mit Fahrzeugen, Eisenstangen, Messern, Axten, Ma-
cheten oder weiteren Waffen durch einen oder mehrere Tater (bitte nach
Jahren und Monaten sowie nach Regierungsbezirken sowie nach den ein-

gesetzten Tatwaffen aufsChlUsSeIN)? .......c.eeviiiiiiiie e 3
1.2 Welche Herkunft hatten die Tater jeweils (bitte Staatsangehérigkeiten und

bei deutscher Staatsangehdrigkeit Migrationshintergrund angeben)?................ 4
1.3  Welche Religionszugehdrigkeit hatten die Tater jeweils? ... 9

2.1 Welche psychischen Grunderkrankungen fiihrten dazu, dass die Tater als
nicht schuldfahig eingestuft wurden (bitte auch auf Drogenkonsum ein-
(o 11 01=T 0 ) AP UPPUURPPPOt 9
2.2 Nach welchen Kriterien erfolgt die Einstufung eines Taters als schuldfahig
und nicht oder vermindert schuldfahig im Anschluss an die Tat (bitte den
Ablauf der Einstufung darlegen und die zu befolgende Weisung angeben)? ... 10
2.3 Wer nimmt die Einstufung eines Taters als schuldféhig und nicht oder ver-
mindert schuldfahig im Anschluss an die Tat vor (bitte die an der Entscheidung
beteiligten Personen angeben, z.B. Psychologen, Arzte, Dolmetscher,
Polizeibeamte USW.)7? ... 10

3.1 Wie viele Tater wurden als nicht schuldfahig eingestuft (bitte nach Jahren
und Monaten sowie nach Regierungsbezirken sowie nach den eingesetzten
Tatwaffen aufsChIUSSEIN)? .........eiiiiiee e 11
3.2 Welche Herkunft hatten diese Tater mit verminderter Schuldfahigkeit je-
weils (bitte Staatsangehorigkeiten und bei deutscher Staatsangehdrigkeit

Migrationshintergrund angeben)? ...........oooiiiiii i 11
3.3  Welche Religionszugehdrigkeit hatten diese Tater mit verminderter Schuld-
FANIGKEIL JEWEIIST ... 11

Hinweis des Landtagsamts: Zitate werden weder inhaltlich noch formal Gberprift. Die korrekte Zitierweise liegt in der Verantwortung der Frage-
stellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschiisse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de — Dokumente abrufbar.
Die aktuelle Sitzungstibersicht steht unter www.bayern.landtag.de — Aktuelles/Sitzungen/Tagestibersicht zur Verfiigung.
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Welche Auswirkungen hat eine Einstufung des Téters als schuldunfahig bzw.
vermindert schuldfahig auf das weitere Strafverfahren (bitte Verfahrensfort-

[ L= T aTo =Yy E= 101 (=T o) SRS 12

Wird die Erkrankung eines Taters nach der ersten Einstufung nochmals
Uberprift (bitte auch auf die Lange der Unterbringung in einer psychiatri-

schen Einrichtung eingehen)?..........ooo e 12
Gibt es Falle, bei denen eine Einstufung als psychisch erkrankt wieder re-

VIAIEIE WU ? ...t e e e e e e e e e e e e aaeeeeeens 13
Welche Hbhe hatten die verursachten Schaden?.........cccccvviiiiiiiiiien e, 13

Wer Ubernimmt im Falle eines Angriffs die Kosten fiir den entstandenen

Schaden (Schmerzensgeld, Sachbeschadigungen)? .........ccccccviiiiiiiiienene 13

Wer Ubernimmt im Falle einer Einstufung des Taters als psychisch bedingt

schuldunfahig die Kosten fiir den entstandenen Schaden?................cocceee. 13

Welche Ursachen kénnten nach Ansicht der Staatsregierung fir die sta-
tistisch haufigere Einstufung der Tater mit als vermindert schuldfahig oder

schuldfahig verantwortlich SEIN? ... 14

Plant die Staatsregierung, die statistisch héhere Einstufung von Tatern mit
Migrationshintergrund bzw. islamischer Religionszugehdrigkeit wissenschaft-

lich erforsChen ZU IaSSENT .........ee i e 14

Welche Plane hat die Staatsregierung, um Angriffe gegen Blrger schon im

Vorfeld Zu VErNINAEBINT .. ..o et 15

Inwieweit kdnnten islamische Vereine einen Beitrag zur Pravention von
Gewalt gegen Biirger leisten (bitte die laufenden Gewaltpraventionsmalf3-

NANMEN ANGEDEN)T ...eeiiiiieie e e e e e e e e e neee 15
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Antwort

des Staatsministeriums der Justiz im Einvernehmen mit den Staatsministerium
des Innern, fiir Sport und Integration und dem Staatsministerium fiir Familie, Arbeit
und Soziales

vom 08.05.2020

1.1 Wie viele Angriffe auf Passanten oder Sicherheitskrafte gab es in Bayern seit
dem 01.01.2015 mit Fahrzeugen, Eisenstangen, Messern, Axten, Macheten
oder weiteren Waffen durch einen oder mehrere Tater (bitte nach Jahren
und Monaten sowie nach Regierungsbezirken sowie nach den eingesetzten
Tatwaffen aufschlisseln)?

In der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) wurde in der Vergangenheit als einzige Tat-
waffenart die Schusswaffe erfasst. Eine Auswertung nach weiteren Tatwaffen kann somit
in der PKS nicht erfolgen. Das PKS-Merkmal ,Messerangriff* wird seit dem 01.01.2020
in der PKS erfasst und steht damit fiir eine Jahresauswertung noch nicht zur Verfiigung.

In nachstehender Tabelle werden die Falle aufgefiihrt, bei denen wahrend der Tat-
ausfuhrung mit einer Schusswaffe geschossen wurde. Die Aufstellung erfolgt nach der
in der PKS (blichen Darstellung nach dem PKS-Berichtsjahr. Eine Darstellung nach
(Tat-)Monaten scheidet dadurch aus.

Die Summe der Falle in den einzelnen Regierungsbezirken muss dabei nicht zwangs-
laufig die Falle fir Bayern gesamt ergeben, da auch Félle in der PKS mit Tatort ,unbe-
kannt in Bayern® erfasst werden, die keinem konkreten Regierungsbezirk zugeordnet
werden kdnnen.

Falle bei denen mit Schusswaffe geschossen wurde
Jahr Schllssel der Gemeinde Gemeinde Falle Anzahl
2019 9000000 Bayern 345
2018 9000000 Bayern 744
2017 9000000 Bayern 717
2016 9000000 Bayern 860
2015 9000000 Bayern 776
2019 9100000 Regierungsbezirk Oberbayern 84
2018 9100000 Regierungsbezirk Oberbayern 206
2017 9100000 Regierungsbezirk Oberbayern 189
2016 9100000 Regierungsbezirk Oberbayern 256
2015 9100000 Regierungsbezirk Oberbayern 207
2019 9200000 Regierungsbezirk Niederbayern 38
2018 9200000 Regierungsbezirk Niederbayern 89
2017 9200000 Regierungsbezirk Niederbayern 90
2016 9200000 Regierungsbezirk Niederbayern 83
2015 9200000 Regierungsbezirk Niederbayern 80
2019 9300000 Regierungsbezirk Oberpfalz 29
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Félle bei denen mit Schusswaffe geschossen wurde

Jahr Schlussel der Gemeinde Gemeinde Falle Anzahl
2018 9300000 Regierungsbezirk Oberpfalz 56
2017 9300000 Regierungsbezirk Oberpfalz 54
2016 9300000 Regierungsbezirk Oberpfalz 69
2015 9300000 Regierungsbezirk Oberpfalz 72
2019 9400000 Regierungsbezirk Oberfranken 39
2018 9400000 Regierungsbezirk Oberfranken 73
2017 9400000 Regierungsbezirk Oberfranken 97
2016 9400000 Regierungsbezirk Oberfranken 91
2015 9400000 Regierungsbezirk Oberfranken 78
2019 9500000 Regierungsbezirk Mittelfranken 52
2018 9500000 Regierungsbezirk Mittelfranken 98
2017 9500000 Regierungsbezirk Mittelfranken 99
2016 9500000 Regierungsbezirk Mittelfranken 136
2015 9500000 Regierungsbezirk Mittelfranken 148
2019 9600000 Regierungsbezirk Unterfranken 41
2018 9600000 Regierungsbezirk Unterfranken 94
2017 9600000 Regierungsbezirk Unterfranken 92
2016 9600000 Regierungsbezirk Unterfranken 107
2015 9600000 Regierungsbezirk Unterfranken 89
2019 9700000 Regierungsbezirk Schwaben 59
2018 9700000 Regierungsbezirk Schwaben 120
2017 9700000 Regierungsbezirk Schwaben 91
2016 9700000 Regierungsbezirk Schwaben 114
2015 9700000 Regierungsbezirk Schwaben 99

1.2 Welche Herkunft hatten die Téter jeweils (bitte Staatsangehorigkeiten und

bei deutscher Staatsangehodrigkeit Migrationshintergrund angeben)?

Aus nachstehenden Tabellen ist die Staatsangehdrigkeit der Tatverdachtigen, die bei
Tatausfiihrung geschossen haben, zu entnehmen. Der Begriff ,Migrationshintergrund®
ist in der PKS fachlich nicht legal definiert. Deswegen kénnen dazu keine Angaben ge-
macht werden. Bei der Auflistung der einzelnen Nationalitdten wurde aus Grinden der

Ubersichtlichkeit auf eine Darstellung nach Regierungsbezirken verzichtet.
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Tatverdachtige (TV), die bei Tatausfiihrung mit Schusswaffe geschossen haben
TV nicht-
A . TV deutsch TV Zuwande-
Gemeinde Jahr TV insg. deutsch
Anzahl rer Anzahl
Anzahl
2019 348 282 66 18
2018 375 310 65 15
Bayern insgesamt 2017 331 286 45 4
2016 362 322 40 1
2015 370 328 42 6
2019 89 66 23 4
2018 107 81 26 6
Regi irk
egierungsbezir 2017 14 04 20 1
Oberbayern
2016 94 79 15 0
2015 99 91 8 1
2019 39 38 1 0
2018 42 37 5 0
Regierungsbezirk
8 2017 37 34 3 1
Niederbayern
2016 40 36 4 1
2015 41 37 4 0
2019 30 28 2 1
2018 28 26 2 1
Regi irk
egierungsbezirl 2017 25 20 5 1
Oberpfalz
2016 34 30 4 0
2015 35 34 1 0
2019 38 30 8 2
2018 33 29 4 2
Regierungsbezirk
2017 26 23 3 0
Oberfranken
2016 40 38 2 0
2015 36 33 3 2
2019 49 40 9 5
2018 53 38 15 3
Regierungsbezirk
. 2017 43 35 8 1
Mittelfranken
2016 53 45 8 0
2015 57 47 10 0
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Tatverdachtige (TV), die bei Tatausfilhrung mit Schusswaffe geschossen haben

TV nicht-
. A TV deutsch TV Zuwande-
Gemeinde Jahr TV insg. deutsch
Anzahl rer Anzahl
Anzahl
2019 44 33 1 2
2018 45 41 4 1
Regierungsbezirk
2017 42 41 1 0
Unterfranken
2016 36 34 2 0
2015 46 42 4 0
2019 56 44 12 4
2018 62 54 8 2
Regi irk
egierungsbezir 2017 41 37 4 0
Schwaben
2016 65 60 5 0
2015 55 43 12 3
TV mit ,,Schusswaffe geschossen in Bayern gesamt

Jahr Staatsangehorigkeit Tater insgesamt pro Staat

2019 Deutschland 282

2019 ungeklart 1

2019 Osterreich 6

2019 Polen 5

2019 Kosovo 4

2019 Ruménien 4

2019 Irak 4

2019 Syrien, Arabische Republik 3

2019 Kroatien 2

2019 Italien 2

2019 Litauen 2

2019 Mazedonien, ehemalige jugoslawische Rep. 2

2019 Niederlande 2

2019 Russische Féderation 2

2019 Serbien 2

2019 Indien 2

2019 Frankreich
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TV mit ,,Schusswaffe geschossen* in Bayern gesamt

Jahr Staatsangehérigkeit Téater insgesamt pro Staat
2019 Griechenland 1
2019 Portugal 1
2019 Tschechische Republik 1
2019 Eritrea 1
2019 Armenien 1
2019 Vietnam 1
2019 Tuirkei 16
2018 Deutschland 310
2018 Tirkei 18
2018 Polen 6
2018 Rumanien 4
2018 Afghanistan 4
2018 Bulgarien 3
2018 Italien 3
2018 Serbien 3
2018 Syrien, Arabische Republik 3
2018 Bosnien und Herzegowina 2
2018 Griechenland 2
2018 Kosovo 2
2018 Osterreich 2
2018 Kroatien 1
2018 Litauen 1
2018 Niederlande 1
2018 Slowakei 1
2018 Schweiz 1
2018 Ungarn 1
2018 Marokko 1
2018 Tunesien 1
2018 Vereinigte Staaten von Amerika (USA) 1
2018 Irak 1
2018 Kasachstan 1
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TV mit ,,Schusswaffe geschossen“ in Bayern gesamt

Jahr Staatsangehorigkeit Tater insgesamt pro Staat
2018 Turkmenistan 1
2018 staatenlos 1
2017 Bosnien und Herzegowina 1
2017 ungeklart 1
2017 Norwegen 1
2017 Kosovo 1
2017 Belarus 1
2017 Serbien 1
2017 Marokko 1
2017 Georgien 1
2017 Polen 2
2017 Osterreich 3
2017 Italien 4
2017 Griechenland 4
2017 Kroatien 4
2017 Irak 5
2017 Turkei 14
2017 Deutschland 286
2017 Bulgarien 1
2016 Kroatien 2
2016 Bulgarien 2
2016 Serbien 3
2016 Kosovo 3
2016 Osterreich 4
2016 Polen 5
2016 Turkei 1
2016 Deutschland 322
2016 Irak 2
2016 Syrien, Arabische Republik 1
2016 Taiwan 1
2016 Jemen 1
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TV mit ,,Schusswaffe geschossen* in Bayern gesamt

Jahr Staatsangehérigkeit Téater insgesamt pro Staat
2016 Vereinigte Staaten von Amerika (USA) 1
2016 Portugal 1
2016 Griechenland 1
2016 Slowenien 1
2016 Albanien 1
2015 Aserbaidschan 1
2015 Indonesien 1
2015 Litauen 1
2015 Bosnien und Herzegowina 1
2015 Irak 2
2015 Serbien 2
2015 Tschechische Republik 2
2015 Russische Foderation 2
2015 Deutschland 328
2015 Turkei 12
2015 Griechenland 4
2015 Italien 4
2015 Ukraine 3
2015 Albanien 2
2015 Niederlande 2
2015 Polen 2
2015 Somalia 1

1.3 Welche Religionszugehorigkeit hatten die Tater jeweils?

Hierzu werden in der PKS keine Daten erfasst.

21 Welche psychischen Grunderkrankungen filhrten dazu, dass die Tater als
nicht schuldfidhig eingestuft wurden (bitte auch auf Drogenkonsum ein-
gehen)?

Angriffe auf Passanten oder Sicherheitskrafte mit Fahrzeugen, Eisenstangen, Messern,
Axten, Macheten oder weiteren Waffen werden in den Geschéftsstatistiken der Staats-
anwaltschaften und Gerichte und in der Strafverfolgungsstatistik nicht gesondert ver-
fasst. Es liegen daher keine statistischen Daten darlber vor, in wie vielen dieser Falle
und gegebenenfalls aufgrund welcher Umstande die Tater schuldunfahig waren. Eine
Aussage hierliber ware nur aufgrund einer handischen Auswertung aller Verfahrens-
akten der letzten Jahre mit Bezug zu Gewaltdelikten mdéglich, die aufgrund des damit
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verbundenen Aufwands und im Ubrigen auch mit Blick auf den zur Verfiigung stehenden
Zeitraum nicht geleistet werden kann. Eine bayernweit vorzunehmende handische Aus-
wertung aller einschlagigen Vorgange wiirde zudem ganz erhebliche Arbeitskraft binden
und eine — ebenfalls verfassungsrechtlich eingeforderte — effektive Strafverfolgung durch
die Staatsanwaltschaft gefahrden.

Soweit sich aus der Strafverfolgungsstatistik flr bestimmte dort erfasste Deliktsbe-
reiche Daten zur Gesamtzahl der Téater, die bei Begehung der Tat schuldunfahig oder
vermindert schuldféhig waren, ergeben, wird auf die Antwort zu den Fragen 3.1 bis 3.3
Bezug genommen.

2.2 Nach welchen Kriterien erfolgt die Einstufung eines Taters als schuldfahig
und nicht oder vermindert schuldfahig im Anschluss an die Tat (bitte den
Ablauf der Einstufung darlegen und die zu befolgende Weisung angeben)?

2.3  Wer nimmt die Einstufung eines Taters als schuldfahig und nicht oder ver-
mindert schuldféhig im Anschluss an die Tat vor (bitte die an der Entscheidung
beteiligten Personen angeben, z.B. Psychologen, Arzte, Dolmetscher, Polizei-
beamte usw.)?

Gemal § 20 Strafgesetzbuch (StGB) ist schuldunfahig, wer bei Begehung der Tat wegen

einer krankhaften seelischen Stérung, wegen einer tiefgreifenden Bewusstseinsstérung

oder wegen einer der anderen in der Vorschrift aufgefiihrten Beeintrachtigungen unfahig
ist, das Unrecht der Tat einzusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln. Verminderte

Schuldfahigkeit ist geman § 21 StGB gegeben, wenn die Fahigkeit des Taters, das Un-

recht der Tat einzusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln, aus einem der vorstehend

genannten Grinde bei Begehung der Tat erheblich vermindert war.

Ob diese Voraussetzungen gegeben sind, ist von den Ermittlungsbehérden und Ge-
richten im Rahmen ihrer Amtsaufklarungspflicht (§§ 160, 163 Abs. 1, 244 Abs. 2 Straf-
prozessordnung — StPO) zu prifen, wenn die konkreten Umstande des Einzelfalls eine
Aufhebung oder Verminderung der Schuldfahigkeit als mdglich erscheinen lassen. Ent-
sprechende Ermittlungen kénnen zum Beispiel geboten sein, wenn Hinweise auf psy-
chiatrische Vorerkrankungen oder bestimmte organische Beeintrachtigungen wie Scha-
del- oder Hirnverletzungen vorliegen, markante, auf einen Realitatsverlust hindeutende
Verhaltensauffalligkeiten zu Tage treten oder ein nach Art, Menge oder Dauer erhebli-
cher Drogen-, Medikamenten- oder Alkoholkonsum des Beschuldigten anzunehmen ist.

Wenn im Einzelfall entsprechende Umstande bekannt werden, beauftragen die
Staatsanwaltschaften oder Strafgerichte in der Regel einen Sachverstandigen mit der
Erstellung eines Gutachtens zur Frage der Schuldfahigkeit und ggf. den medizinisch-
psychiatrischen Voraussetzungen der Anordnung von Mafdregeln der Besserung und
Sicherung, etwa der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus oder in ei-
ner Entziehungsanstalt. Bei den Sachverstandigen handelt es sich in vielen Fallen um
Facharzte fur Psychiatrie, je nach den Umstanden des Einzelfalls aber auch um Arzte
anderer Fachrichtungen oder um Psychologen.

Keineswegs findet bereits unmittelbar nach der Tat eine abschlieRende und fiir das
weitere Verfahren verbindliche Einstufung eines Beschuldigten als vermindert schuld-
fahig oder schuldunfahig statt. Eine prozessuale ,Weichenstellung erfolgt vielmehr erst
nach Abschluss der Ermittlungen auf der Grundlage samtlicher Erkenntnisse zum Tat-
geschehen und zur Person des Beschuldigten einschlief3lich der Ergebnisse der erhol-
ten Sachverstandigengutachten:

— Ist demnach von verminderter Schuldfahigkeit auszugehen, erhebt die Staatsanwalt-
schaft nach Malgabe der allgemeinen strafprozessualen Vorschriften die 6ffentliche
Klage gegen den Beschuldigten. Die Verminderung der Schuldfahigkeit steht der
Verhangung einer Strafe nicht entgegen. Wenn es sich um eine erhebliche Vermin-
derung handelt, kann diese jedoch nach § 21 in Verbindung mit § 49 Abs. 1 StGB ge-
mildert werden. Bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen kénnen neben
der Strafe auch Mafiregeln der Besserung und Sicherung wie die Unterbringung in
einem psychiatrischen Krankenhaus (§ 63 StGB) oder die Unterbringung in einer
Entziehungsanstalt (§ 64 StGB) angeordnet werden.

— Ist nach dem Ergebnis der Ermittlungen von Schuldunfahigkeit des Taters auszu-
gehen, kommt die Durchfiihrung eines Strafverfahrens nicht in Betracht. Liegen je-
doch die Voraussetzungen fur die Anordnung von Maldregeln der Besserung und
Sicherung vor, etwa weil von dem Tater infolge seines Zustandes weitere erhebliche
rechtswidrige Taten im Sinn des § 63 StGB zu erwarten sind, beantragt die Staats-
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anwaltschaft nach MaRRgabe der §§ 413 ff. StPO die Durchfilhrung eines Sicherungs-
verfahrens, in dem die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus oder
andere der in § 71 StGB aufgefiihrten Maliregeln selbststandig angeordnet werden
kénnen.
Sowohl im Strafverfahren als auch im Sicherungsverfahren entscheiden die unabhangigen
Gerichte nach erfolgter Beweisaufnahme, in der in aller Regel auch ein Sachverstandiger
gehort wird, ob tatsachlich Beeintrachtigungen der Schuldféhigkeit im Sinn der §§ 20
oder 21 StGB gegeben sind. Auf dieser Grundlage entscheiden sie dann tber die Rechts-
folgen der Tat, also die Verhangung einer tat- und schuldangemessenen Strafe und/oder
die Anordnung von Malregeln der Besserung und Sicherung.

3.1 Wie viele Tater wurden als nicht schuldfiahig eingestuft (bitte nach Jahren
und Monaten sowie nach Regierungsbezirken sowie nach den eingesetzten
Tatwaffen aufschlisseln)?

3.2 Welche Herkunft hatten diese Tater mit verminderter Schuldfahigkeit je-
weils (bitte Staatsangehorigkeiten und bei deutscher Staatsangehorigkeit
Migrationshintergrund angeben)?

3.3 Welche Religionszugehorigkeit hatten diese Tater mit verminderter Schuld-
fahigkeit jeweils?

Erkenntnisse Uber die Anzahl der Abgeurteilten und Verurteilten lassen sich der bayeri-
schen Strafverfolgungsstatistik entnehmen. Das bundeseinheitliche Tabellenprogramm fir
die Erstellung der bayerischen Strafverfolgungsstatistik sieht dabei von vorneherein weder
eine statistische Erfassung der Art des Tatwerkzeugs noch eine statistische Ausweisung
nach einzelnen Regierungsbezirken vor. Im Hinblick auf die Anzahl der Schuldunféhigen
(§ 20 StGB) und der vermindert Schuldfahigen (§ 21 StGB) sieht die Strafverfolgungs-
statistik eine Ausweisung nur nach Deliktsgruppen vor, wobei eine Unterscheidung nach
Nationalitat, Herkunft oder Religionszugehdrigkeit nicht erfolgt.

Bezogen auf die Gesamtzahl der Abgeurteilten und Verurteilten ist die Anzahl der
Schuldunfahigen und vermindert Schuldfahigen dul3erst gering. |hr Anteil betragt in der
Deliktsgruppe ,andere Straftaten gegen die Person®, in der neben weiteren Straftaten
insbesondere die Korperverletzungs- und Tétungsdelikte erfasst werden (die Delikts-
gruppe enthalt Taten nach §§ 169 bis 173 und 185 bis 241a StGB ohne Stralienver-
kehrsdelikte), seit Jahren weniger als 4 Prozent.

Fur den Zeitraum 2015 bis 2018 — die bayerische Strafverfolgungsstatistik fir das
Jahr 2019 ist noch nicht verdffentlicht — ergibt sich die Anzahl der wegen dieser Taten
insgesamt abgeurteilten und verurteilten Personen sowie der Anteil der Personen, bei
denen Beeintrachtigungen der Schuldféhigkeit im Sinn der §§ 20 oder 21 StGB festge-
stellt wurden, aus der folgenden Ubersicht:

Abgeurteilte und Verurteilte
g , Anzahl der nach §§ 20, 21
wegen anderer Straftaten Schuld- vermindert o
. . . StGB Schuldunfahigen und
gegen die Person (§§ 169 unfahige Schuldfa- i . .
Jahr . . . vermindert Schuldfahigen im
bis 173 und 185 bis 241a nach § 20 hige nach L
Verhéltnis zur Anzahl der Ab-
StGB ohne StraBenverkehrs- | StGB § 21 StGB .
] geurteilten
delikte)
24805 Abgeurteilte, 17692
2015 . 75 800 3,53%
Verurteilte
25117 Abgeurteilte, 18341
2016 ) 94 828 3,67%
Verurteilte
25305 Abgeurteilte, 18300
2017 09 85 889 3,85%
Verurteilte
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Abgeurteilte und Verurteilte
A Anzahl der nach §§ 20, 21
wegen anderer Straftaten Schuld- vermindert ot
i L . StGB Schuldunfahigen und
gegen die Person (§§ 169 unfahige Schuldfa- . e .
Jahr ) i ) vermindert Schuldfahigen im
bis 173 und 185 bis 241a nach § 20 hige nach .
Verhdltnis zur Anzahl der Ab-
StGB ohne StraBenverkehrs- | StGB § 21 StGB )
. geurteilten
delikte)
23461 Abgeurteilte, 17041
2018 ) 90 724 3,47 %
Verurteilte

Zur Erlauterung der Tabelle:

Abgeurteilte im Sinne der Strafverfolgungsstatistik sind Angeklagte, gegen die Strafbefehle erlassen wurden oder bei
denen das Strafverfahren nach Er6ffnung der Hauptverhandlung durch Urteil oder Einstellungsbeschluss endgiltig und
rechtskraftig abgeschlossen worden ist. lhre Zahl setzt sich zusammen aus den Verurteilten (siehe sogleich) und aus
Personen, gegen die andere Entscheidungen (z.B. Freispruch, gerichtliche Einstellung des Strafverfahrens) getroffen
wurden.

Verurteilte sind straffallig gewordene Personen, gegen die nach allgemeinem Strafrecht Freiheitsstrafe, Strafarrest oder
Geldstrafe verhangt wurde oder deren Straftat nach Jugendstrafrecht mit Jugendstrafe, Zuchtmitteln oder Erziehungs-
maBregeln geahndet worden ist. Bei der Verurteilung mehrerer Straftaten, die in Tateinheit (§ 52 StGB) oder Tatmehrheit
(§ 53 StGB) begangen wurden, wird in der Strafverfolgungsstatistik nur die Straftat statistisch erfasst, die nach dem
Gesetz mit der schwersten Strafe bedroht ist.

Die Annahme, dass Taten von Schuldunfahigen und vermindert Schuldfahigen in dem
genannten Deliktsbereich zugenommen hatten, findet in der Strafverfolgungsstatistik
somit keine Grundlage.

41 Welche Auswirkungen hat eine Einstufung des Téters als schuldunfahig bzw.
vermindert schuldfédhig auf das weitere Strafverfahren (bitte Verfahrensfort-
gang erlautern)?

Auf die Antwort zu den Fragen 2.2 und 2.3 wird Bezug genommen.

4.2 Wird die Erkrankung eines Téters nach der ersten Einstufung nochmals iiber-
prift (bitte auch auf die Léange der Unterbringung in einer psychiatrischen
Einrichtung eingehen)?

Nach einer rechtskraftig angeordneten Unterbringung einer Person in einem psychia-
trischen Krankenhaus nach § 63 StGB hat das zustandige Gericht spatestens vor Ab-
lauf gesetzlich festgelegter Fristen zu prifen, ob die weitere Vollstreckung der Unter-
bringung zur Bewahrung auszusetzen oder fur erledigt zu erklaren ist. In diesen Fallen
erfolgt auch eine Priifung, ob die Anordnungsvoraussetzungen der Mafregel weiterhin
vorliegen. Nach § 67e StGB betragt die Frist fiir die Uberpriifung bei der Unterbringung
in einem psychiatrischen Krankenhaus ein Jahr.

Sobald die Voraussetzungen der Mafiregel nicht mehr vorliegen oder die weitere
Vollstreckung unverhaltnismafRig ware, erklart das Gericht die Malregel fur erledigt.
Die Voraussetzungen der Maliregel liegen insbesondere dann nicht mehr vor, wenn
im Rahmen dieser Fortdauerprifung das zustandige Gericht feststellt, dass die in § 63
StGB als Voraussetzung flir eine Unterbringung vorgesehene Schuldunfahigkeit oder
verminderte Schuldfahigkeit nicht oder nicht mehr vorliegen. Dauert die Unterbringung
sechs Jahre, ist ihre Fortdauer in der Regel nicht mehr verhaltnismaRig, wenn nicht die
Gefahr besteht, dass der Untergebrachte infolge seines Zustandes erhebliche rechts-
widrige Taten begehen wird, durch welche die Opfer seelisch oder kérperlich schwer
geschadigt werden oder in die Gefahr einer schweren koérperlichen oder seelischen
Schadigung gebracht werden.

Sind zehn Jahre der Unterbringung vollzogen, erklart das Gericht die Maldregel fir
erledigt, wenn nicht die positiv festzustellende Gefahr besteht, dass der Untergebrachte
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erhebliche Straftaten begehen wird, durch welche die Opfer seelisch oder kérperlich
schwer geschadigt werden.

Im Rahmen der Uberpriifung ist nach § 463 Abs. 4 StPO eine gutachterliche Stel-
lungnahme der Malyregelvollzugseinrichtung einzuholen, in der der Verurteilte unterge-
bracht ist. Das Gericht soll nach jeweils drei Jahren, ab einer Dauer der Unterbringung
von sechs Jahren nach jeweils zwei Jahren vollzogener Unterbringung in einem psy-
chiatrischen Krankenhaus das Gutachten eines Sachverstandigen einholen. Der Sach-
verstandige darf weder im Rahmen des Vollzugs der Unterbringung mit der Behandlung
der untergebrachten Person befasst gewesen sein noch in dem psychiatrischen Kran-
kenhaus arbeiten, in dem sich die untergebrachte Person befindet, noch soll er das
letzte Gutachten bei einer vorangegangenen Uberprifung erstellt haben. Der Sachver-
standige, der fir das erste Gutachten im Rahmen einer Uberprifung der Unterbringung
herangezogen wird, soll auch nicht das Gutachten in dem Verfahren erstellt haben, in
dem die Unterbringung oder deren spaterer Vollzug angeordnet worden ist.

4.3 Gibt es Falle, bei denen eine Einstufung als psychisch erkrankt wieder revi-
diert wurde?

Wie in der Antwort zu Frage 4.2 ausgefiihrt, erklart das zustandige Gericht nach rechts-
kraftiger Anordnung einer Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus diese
insbesondere dann fiir erledigt, wenn die Voraussetzungen der Maliregel nicht mehr
vorliegen. Es wird nicht statistisch erfasst, wie die Erledigungsbeschliisse begriindet
werden. Entsprechende Daten kdnnten nur durch eine handische Auswertung aller ein-
schlagigen Verfahrensakten der letzten Jahre erhoben werden. Eine solche kann aus
den in der Antwort zu Frage 2.1 genannten Griinden nicht durchgefiihrt werden.

5.1 Welche Hohe hatten die verursachten Schaden?

Die Héhe der durch schuldunfahige und vermindert schuldfahige Tater verursachten
Schaden wird statistisch nicht erfasst und konnte nur durch eine handische Auswertung
aller einschlagigen Verfahrensakten der letzten Jahre erhoben werden. Eine solche kann
aus den in der Antwort zu Frage 2.1 genannten Griinden nicht durchgefiihrt werden.

5.2 Wer Gbernimmt im Falle eines Angriffs die Kosten fiir den entstandenen
Schaden (Schmerzensgeld, Sachbeschadigungen)?

5.3 Wer uibernimmt im Falle einer Einstufung des Taters als psychisch bedingt
schuldunfihig die Kosten fiir den entstandenen Schaden?

Schadensersatzanspriche wegen vorsatzlicher oder fahrlassiger widerrechtlicher Ver-
letzungen des Lebens, des Korpers, der Gesundheit, der Freiheit, des Eigentums oder
eines sonstigen Rechts eines anderen oder wegen der Verletzung eines Schutzgesetzes
richten sich gemaR § 823 Burgerliches Gesetzbuch (BGB) gegen den Schadiger. Sie
umfassen den Ersatz materieller, insbesondere bei Verletzung des Korpers, der Gesund-
heit, der Freiheit oder der sexuellen Selbstbestimmung aber auch immaterieller Schaden
(Schmerzensgeld), vgl. § 253 BGB.

Jedoch ist, wer im Zustand der Bewusstlosigkeit oder in einem die freie Willens-
bestimmung ausschlieRenden Zustand krankhafter Stérung der Geistestatigkeit einem
anderen Schaden zufiigt, nach § 827 Satz 1 BGB fiir den Schaden nicht verantwortlich.
Eine krankhafte Storung der Geistestatigkeit kann u.U. durch eine psychische Krank-
heit bedingt sein. Um eine deliktsrechtliche Unzurechnungsfahigkeit zu begriinden,
muss die Krankheit aber nicht nur eine die freie Willensbestimmung ausschlielende
Intensitat erreichen, sondern sich auch im Zeitpunkt der Verletzungshandlung konkret
ausgewirkt haben. Liegen diese Voraussetzungen im jeweiligen Einzelfall vor, kann
der deliktsrechtliche Anspruch gegen den Schadiger entfallen. Das Gesetz geht aber
grundsatzlich von der Zurechnungsfahigkeit aus; der Schadiger muss die Vorausset-
zung der Unzurechnungsfahigkeit daher im Zivilprozess beweisen. Zweifel gehen zu
seinen Lasten. Dies gilt auch im Adhasionsverfahren; wird der Tater im Strafprozess
wegen nicht auszuschlieRender Schuldunfahigkeit freigesprochen, kann er also gleich-
wohl zivilrechtlich haften.
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Liegen die oben dargestellten Voraussetzungen vor, gelingt dem seelisch kranken
Schadiger der diesbeziigliche Beweis und ist er deswegen fiir einen von ihm verursach-
ten Schaden nicht verantwortlich, so kommt unter bestimmten Umstanden dennoch
eine Haftung in Betracht: Nach § 829 BGB hat der Schadiger trotz fehlender Zurech-
nungsfahigkeit — sofern der Ersatz des Schadens nicht von einem aufsichtspflichtigen
Dritten erlangt werden kann — den Schaden insoweit zu ersetzen, als die Billigkeit nach
den Umstanden, insbesondere nach den Verhaltnissen der Beteiligten, eine Schadlos-
haltung erfordert und ihm nicht die Mittel entzogen werden, derer er zum angemesse-
nen Unterhalt sowie zur Erfiillung seiner gesetzlichen Unterhaltspflichten bedarf.

Neben den dargestellten zivilrechtlichen Anspriichen haben Opfer von Gewalttaten
nach § 1 Abs. 1 Opferentschadigungsgesetz (OEG) wegen der gesundheitlichen und
wirtschaftlichen Folgen einen Anspruch auf Versorgung nach dem Leistungssystem des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG). Dieses enthélt einen ausdifferenzierten und auf
individuelle Bedirfnisse abgestimmten Katalog an unterschiedlichen Leistungen, die
insbesondere dauerhaft bestehende gesundheitliche Folgen einer Gewalttat ausglei-
chen und Betroffenen einen materiellen und immateriellen Ausgleich bieten. Gewahrt
werden kénnen u.a. Heil- und Behandlungskosten, Renten- und Fursorgeleistungen,
Hilfsmittel, RehabilitationsmaRnahmen und Bestattungs- sowie Sterbegeld bei Tod des
Opfers. Die Intention des Gesetzgebers war und ist zum einen, ,soziale Harten zu ver-
meiden und einem sozialen Absinken der Opfer von Gewalttaten vorzubeugen® (vgl.
BT-Drs. 7/2506), insbesondere um der besonderen Verantwortung der Allgemeinheit
fir Opfer von Straftaten Rechnung zu tragen, und zum anderen, betroffenen Personen
die Last und das Risiko der Geltendmachung zivilrechtlicher Schadensersatzanspriiche
gegen oft mittellose Tater abzunehmen. Allerdings ist der Ersatz rein materieller Scha-
den flr die Beschadigung von Sachen im Regelfall ausgeschlossen (ausgenommen die
Beschadigung eines am Korper getragenen Hilfsmittels, einer Brille, von Kontaktlinsen
oder von Zahnersatz, vgl. § 1 Abs. 7 OEG).

Fir die Leistungen nach dem OEG ist dabei ohne Bedeutung, ob die Tat ggf. von
einem vermindert schuldfahigen oder schuldunfahigen Tater begangen wurde. Das
OEG begrenzt die staatliche Entschadigungspflicht allein durch das Tatbestandsmerk-
mal einer vorsatzlichen Tat, wobei der strafrechtliche Vorsatzbegriff gilt.

Dariber hinaus kdnnen Opfern durch die ,Stiftung Opferhilfe Bayern® Zuwendungen
gewahrt werden. Die o6ffentlich-rechtliche Stiftung wurde im Jahr 2012 mit dem Ziel
errichtet, Opfer von Straftaten und deren enge Angehdrige unbirokratisch finanziell
zu unterstitzen. Sie soll bestehende Schutzllicken im Entschadigungsrecht schlieflen,
wenn Opfer von Straftaten und deren Angehdérige erlittene Schaden vom Tater und vom
Sozialsystem nicht oder nur teilweise ausgeglichen erhalten. Die Satzung der Stiftung
und die aufgrund der Satzung erlassenen Zuwendungsrichtlinien regeln die Vorausset-
zungen fir die Gewahrung einer Zuwendung naher. Sie sind unter https://www.opferhil
febayern.de fiir jedermann online abrufbar. Uber Antrage auf Zuwendungen entscheidet
ein Zuwendungsausschuss; stattgebende Entscheidungen bediirfen der Genehmigung
durch den Stiftungsvorstand.

Gemal den Zuwendungsrichtlinien kénnen Zuwendungen fur materielle und imma-
terielle Schaden (Schmerzensgeld) grundsatzlich nur natiirlichen Personen gewahrt
werden, die seit 01.01.2010 Opfer einer Straftat geworden sind, wenn sie zur Tatzeit in
Bayern wohnten oder die Straftat in Bayern begangen wurde. MaRgeblich ist, dass der
Antragsteller Opfer oder ein enger Angehdoriger eines Opfers von Straftaten ist. In den
Zuwendungsrichtlinien ist ausdricklich geregelt, dass es unerheblich ist, ob der Tater
oder die Taterin im Zustand der Schuldunfahigkeit gehandelt hat.

6.1  Welche Ursachen konnten nach Ansicht der Staatsregierung fiir die statis-
tisch haufigere Einstufung der Tater mit als vermindert schuldféhig oder
schuldfahig verantwortlich sein?

6.2 Plant die Staatsregierung, die statistisch héhere Einstufung von Tatern mit
Migrationshintergrund bzw. islamischer Religionszugehorigkeit wissen-
schaftlich erforschen zu lassen?

Eine Zunahme von Straftaten durch schuldunfahige und vermindert schuldfahige Tater
ist nicht feststellbar. Insoweit wird auf die Antwort zu den Fragen 3.1 bis 3.3 Bezug ge-
nommen. Es ist auch nicht ersichtlich, dass innerhalb der Gruppe der Schuldunfahigen
und vermindert Schuldfahigen der Anteil der Personen mit einer bestimmten Herkunft
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oder Religionszugehdrigkeit zugenommen hat. Es ist daher zurzeit nicht beabsichtigt, in
diesem Bereich eine wissenschaftliche Untersuchung in Auftrag zu geben.

7.1 Welche Plane hat die Staatsregierung, um Angriffe gegen Biirger schon im
Vorfeld zu verhindern?

Sofern die Bayerische Polizei Kenntnis Uber potenzielle Gefahrdungen von Birgerinnen
und Birgern erlangt, wird sie unter Nutzung aller rechtlich und tatsachlich zur Verfligung
stehenden Mittel den Eintritt eines schadigenden Ereignisses zu verhindern suchen.

7.2 Inwieweit kdnnten islamische Vereine einen Beitrag zur Pravention von Ge-
walt gegen Biirger leisten (bitte die laufenden GewaltpraventionsmaBnahmen
angeben)?

Die Staatsregierung begrii3t grundsatzlich jedwede fachlich geeignete Initiativen und
MalRnahmen der Gewaltpravention, unabhangig von deren religidser oder politischer Aus-
richtung, soweit diese auf dem verfassungsmafigen Rechts-, Werte- und Demokratie-
verstandnis griinden. Dies gilt gleichsam auch fiir islamische Vereine. Entsprechende
Praventionsmaflnahmen unterliegen jedoch keiner Melde- bzw. Mitteilungspflicht, so-
dass eine Auskunft zu laufenden Gewaltpraventionsmaflinahmen islamischer Vereine
nicht moglich ist.



	1.1	Wie viele Angriffe auf Passanten oder Sicherheitskräfte gab es in Bayern seit dem 01.01.2015 mit Fahrzeugen, Eisenstangen, Messern, Äxten, Macheten oder weiteren Waffen durch einen oder mehrere Täter (bitte nach Jahren und Monaten sowie nach Regierung
	1.2	Welche Herkunft hatten die Täter jeweils (bitte Staatsangehörigkeiten und bei deutscher Staatsangehörigkeit Migrationshintergrund angeben)?
	1.3	Welche Religionszugehörigkeit hatten die Täter jeweils?
	2.1	Welche psychischen Grunderkrankungen führten dazu, dass die Täter als nicht schuldfähig eingestuft wurden (bitte auch auf Drogenkonsum eingehen)?
	2.2	Nach welchen Kriterien erfolgt die Einstufung eines Täters als schuldfähig und nicht oder vermindert schuldfähig im Anschluss an die Tat (bitte den Ablauf der Einstufung darlegen und die zu befolgende Weisung angeben)?
	2.3	Wer nimmt die Einstufung eines Täters als schuldfähig und nicht oder vermindert schuldfähig im Anschluss an die Tat vor (bitte die an der Entscheidung beteiligten Personen angeben, z. B. Psychologen, Ärzte, Dolmetscher, Polizeibeamte usw.)?
	3.1	Wie viele Täter wurden als nicht schuldfähig eingestuft (bitte nach Jahren und Monaten sowie nach Regierungsbezirken sowie nach den eingesetzten Tatwaffen aufschlüsseln)?
	3.2	Welche Herkunft hatten diese Täter mit verminderter Schuldfähigkeit jeweils (bitte Staatsangehörigkeiten und bei deutscher Staatsangehörigkeit Migrationshintergrund angeben)?
	3.3	Welche Religionszugehörigkeit hatten diese Täter mit verminderter Schuldfähigkeit jeweils?
	4.1	Welche Auswirkungen hat eine Einstufung des Täters als schuldunfähig bzw. vermindert schuldfähig auf das weitere Strafverfahren (bitte Verfahrensfortgang erläutern)?
	4.2	Wird die Erkrankung eines Täters nach der ersten Einstufung nochmals überprüft (bitte auch auf die Länge der Unterbringung in einer psychiatrischen Einrichtung eingehen)?
	4.3	Gibt es Fälle, bei denen eine Einstufung als psychisch erkrankt wieder revidiert wurde?
	5.1	Welche Höhe hatten die verursachten Schäden?
	5.2	Wer übernimmt im Falle eines Angriffs die Kosten für den entstandenen Schaden (Schmerzensgeld, Sachbeschädigungen)?
	5.3	Wer übernimmt im Falle einer Einstufung des Täters als psychisch bedingt schuldunfähig die Kosten für den entstandenen Schaden?
	6.1	Welche Ursachen könnten nach Ansicht der Staatsregierung für die statistisch häufigere Einstufung der Täter mit als vermindert schuldfähig oder schuldfähig verantwortlich sein?
	6.2	Plant die Staatsregierung, die statistisch höhere Einstufung von Tätern mit Migrationshintergrund bzw. islamischer Religionszugehörigkeit wissenschaftlich erforschen zu lassen?
	7.1	Welche Pläne hat die Staatsregierung, um Angriffe gegen Bürger schon im Vorfeld zu verhindern?
	7.2	Inwieweit könnten islamische Vereine einen Beitrag zur Prävention von Gewalt gegen Bürger leisten (bitte die laufenden Gewaltpräventionsmaßnahmen angeben)?

